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Public Corporate Governance Kodex (PCGK) der Stadt Dortmund 
 

Präambel  
 

Im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung bedient sich die Stadt Dortmund zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben im wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Bereich auch kommunaler Unternehmen 
(§§ 107, 108 ff. GO NRW). Die Bürgerschaft nutzt die angebotenen Dienstleistungen der Unternehmen und 
vertraut auf das Funktionieren der von den Unternehmen bereitgestellten Infrastruktur und die von 
einigen Unternehmen mit kommunaler Beteiligung unterstützte Bereitstellung öffentlicher Güter durch 
die Stadt. Für zahlreiche Menschen sind die Unternehmen mit kommunaler Beteiligung auch 
Arbeitgeber. Daneben unterhalten verschiedene privatwirtschaftliche Unternehmen 
Geschäftsbeziehungen zu Unternehmen mit kommunaler Beteiligung. Die kommunalen Unternehmen, 
ihre Organe und die Beteiligungsführung stehen damit im besonderen Fokus der Öffentlichkeit. 
 
Hieraus entsteht eine Verantwortung und Vorbildrolle sowohl der Unternehmen und ihrer Organe als 
auch der Beteiligungsführung für die Wahrnehmung ihrer jeweiligen Funktion im Einklang mit der 
geltenden Rechtsordnung und den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft. Die Stadt Dortmund ist bei 
ihren Beteiligungsunternehmen unter anderem aus ihrer Stellung als Eigentümerin heraus berechtigt 
und verpflichtet, eine verantwortungsvolle Unternehmensführung zu gewährleisten, die sich sowohl am 
wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens selbst als auch am Gemeinwohl (Daseinsvorsorge für  die 
Bevölkerung) orientiert. Neben der Aufgabe, die Unternehmen bei der Erfüllung des 
Unternehmenszwecks zu unterstützen und die wirtschaftliche Effizienz zu fördern, hat sie daher 
gleichzeitig sicherzustellen, dass bei der Leitung, Steuerung und Überwachung der Unternehmen 
insbesondere auch die öffentlichen Belange berücksichtigt werden. 
 
Dies soll sich auch in der verantwortlichen Unternehmensführung (Corporate Governance) der 
Unternehmen mit kommunaler Beteiligung und der Art und Weise, wie die Stadt Dortmund ihre 
Beteiligungen führt, widerspiegeln. Die Grundsätze guter Unternehmens- und Beteiligungsführung im 
Bereich der Stadt Dortmund (im Folgenden die „Grundsätze“) bilden dafür neben den gesetzlichen 
Vorschriften, vor allem des Gesellschaftsrechts des Bundes und der Gemeindeordnung des Landes 
NRW, den Rahmen. 
 
Die Grundsätze sollen dazu beitragen, 
 

 einen kontinuierlichen Prozess zur Verbesserung der Unternehmens- und der Beteiligungs- 
führung der Unternehmen mit kommunaler Beteiligung zu gewährleisten, 

 die Transparenz der Unternehmen mit kommunaler Beteiligung zu erhöhen und damit auch 
das Vertrauen der Bürgerschaft in Entscheidungen aus Verwaltung und Politik zu stärken, 

 Standards für das Zusammenwirken von Gesellschafter(n), Überwachungsorgan und 
Geschäftsführung sowie für die Wahrnehmung der Beteiligungsführung durch die Verwaltung 
festzulegen, 

 den Informationsfluss zwischen Beteiligungsunternehmen und -verwaltung zu verbessern, um 
die Aufgabenerfüllung im Sinne eines Beteiligungscontrollings für den Rat und die 
Verwaltungsspitze der Stadt Dortmund zu erleichtern und 

 das öffentliche Interesse und die Ausrichtung der Unternehmen am Gemeinwohl 
(Daseinsvorsorge) durch eine Steigerung der Transparenz und Steuerungsmöglichkeit 
abzusichern. 

 
Beteiligungen der Stadt Dortmund an Unternehmen finden ihre Grundlage und Legitimation in der 
Erfüllung spezifischer Aufgaben der Daseinsvorsorge der Stadt Dortmund. Diese Aufgaben sind 
Handlungsleitlinien für die Mitglieder der Geschäftsführungen und der Überwachungsorgane und 
sollen auf wirtschaftliche Art und Weise erfüllt werden. Die Stadt Dortmund und ihre Beteiligungen 
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haben zudem die gemeinderechtlichen Regelungen zur wirtschaftlichen Betätigung gemäß §§ 107 ff. 
GO NRW zu beachten. 
 
Da sich die Stadt privatrechtlicher Organisationsformen für ihre Unternehmen u. a. nur dann bedienen 
darf, wenn ein öffentlicher Zweck die Betätigung erfordert und der öffentliche Zweck durch andere 
Unternehmen nicht besser und wirtschaftlicher erfüllt werden kann (vgl. § 107 Abs. 1 GO NRW), ist 
regelmäßig zu überprüfen, ob der mit der Beteiligung an dem Unternehmen verfolgte Zweck überhaupt 
und auch auf wirtschaftliche Art und Weise erreicht wird. Dazu muss die Stadt Dortmund den mit der 
Beteiligung verfolgten öffentlichen Zweck genau festlegen, regelmäßig überprüfen und ggf. anpassen. 
Sie muss zudem regelmäßig den Erfolg der Beteiligung kontrollieren und sowohl ihre Rechte als 
Anteilseignerin aktiv wahrnehmen als auch darauf hinwirken, dass die auf Veranlassung der Stadt in 
das Überwachungsorgan gewählten oder entsendeten Personen sich aktiv in die Arbeit des 
Überwachungsorgans einbringen. Hierzu enthalten die Grundsätze Leitlinien.  
Im Sinne des vom Rat beschlossenen Primats der Politik dient der im Jahr 2021 eingesetzte „Beirat der 
Kommunalwirtschaft“ als Ratskommission mit konsultativer Funktion dazu, die Durchsetzung der nach 
Gemeindeordnung gewollten Steuerungs-, Einfluss- und Kontrollmöglichkeiten des Rates bei 
Beachtung der gesetzlichen Regelungen zu gewährleisten und zu verbessern. In seiner 
Scharnierfunktion hat er die Aufgabe, Richtungsentscheidungen und strategische Festlegungen des 
Rates bis zur Entscheidungsreife zu begleiten. Des Weiteren soll über den Beirat, der regelmäßig und 
ggf. auch anlassbezogen tagt, die Verknüpfung von Politik, Beteiligungsverwaltung und kommunalen 
Beteiligungen gewährleistet werden. 
 
Die Unternehmen mit Beteiligung der Stadt Dortmund werden in der Regel als Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung (GmbH) geführt. In Dortmund bestehen darüber hinaus auch Beteiligungen an 
Aktiengesellschaften (AG). Die im Kodex getroffenen Bestimmungen gelten für alle Beteiligungen, 
unabhängig von der Rechtsform, soweit sie nicht mit höherem Recht kollidieren. Neben der 
Anteilseignerversammlung ist für die Stadt das Überwachungsorgan das zentrale Unternehmensorgan, 
über das die Stadt bei den Unternehmen, an denen sie beteiligt ist, maßgeblich Einfluss ausübt. Die 
Gemeindeordnung fordert, dass sich die Stadt dort angemessenen Einfluss sichert und diesen zur 
Wahrnehmung der Interessen der Stadt auch ausübt. Daher soll ein solches Organ im Regelfall in dafür 
geeigneten Fällen zur Überwachung und Kontrolle der Geschäftsführung (z. B. ein Aufsichtsrat), soweit 
nicht ohnehin gesetzlich vorgeschrieben, im Gesellschaftsvertrag verbindlich festgeschrieben werden. 
 
Die Vorbildrolle der Unternehmen mit kommunaler Beteiligung verpflichtet nicht nur zu 
gesetzeskonformem, sondern auch zu ethisch fundiertem, verantwortlichem Verhalten (Leitbild des 
„Ehrbaren Kaufmanns“). Hierzu gehört das stete Bewusstsein für die mit dem anvertrauten öffentlichen 
Vermögen verbundene Verantwortung. Diese Verantwortung verpflichtet zu einem sparsamen und 
nachhaltigen Einsatz der Unternehmensressourcen, der sich auch im Vergütungsgefüge des 
Unternehmens auf allen Ebenen widerspiegeln muss. Im Fokus der Öffentlichkeit stehen dabei 
insbesondere die Angemessenheit und Transparenz der Vergütung der Geschäftsführung. Der daraus 
resultierenden Verantwortung müssen die Unternehmen und ihre Organe Rechnung tragen. 
 
Die Vorbildfunktion der Unternehmen mit kommunaler Beteiligung soll sich auch in ihrer Rolle als 
Arbeitgebende widerspiegeln. Dazu gehört die Einbindung der Beschäftigten in die Entschei-
dungsprozesse im Unternehmen im Wege der Mitbestimmung. 
 
Zu einer guten Corporate Governance des Unternehmens gehört zudem eine qualifizierte und diverse 
Besetzung von Führungspositionen und Aufsichtsgremien. Diversität umfasst nicht nur den 
Gleichstellungsgedanken im Sinne einer gleichberechtigten Teilhabe aller Geschlechter an 
Führungspositionen, sondern auch eine gleichstellungsfördernde Kultur im Unternehmen mit gleichen 
Zugangs- und Entwicklungschancen ohne Ansehung der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der 
Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität. 
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Von zunehmender Bedeutung ist auch, dass die Unternehmen nachhaltig im Sinne der deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie, der Sustainable Development Goals (SDG) und einer Gemeinwohl-
orientierung agieren. 
 
Die Ausgestaltung der Grundsätze ist vornehmlich an Unternehmen in privatrechtlicher Rechtsform, 
insbesondere an der Rechtsform der GmbH, orientiert. Die Grundsätze finden aber auch entsprechend 
Anwendung auf Unternehmen mit kommunaler Beteiligung in anderen Rechtsformen des Privatrechts, 
z. B. in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft. Darüber hinaus gelten sie entsprechend und z. T. mit 
Einschränkungen auch für juristische Personen des öffentlichen Rechts und ggf. für privatrechtliche 
Stiftungen, die die Stadt Dortmund errichtet hat oder auf die die Stadt Dortmund aus anderen Gründen 
Einfluss ausübt, sofern deren Gegenstand ein gewerblicher oder sonstiger wirtschaftlicher Betrieb ist 
oder einen solchen überwiegend umfasst. 
 
Für die Bezeichnung der Unternehmensorgane werden möglichst übergreifende Begrifflichkeiten 
genutzt, um wiederkehrende Aufzählungen verschiedener rechtsformspezifischer Bezeichnungen zu 
vermeiden. Der Begriff „Geschäftsführung“ bezieht sich dabei jeweils auf das Organ, dem die 
regelmäßige organschaftliche Vertretung der juristischen Person bzw. Stiftung obliegt. 
 
Der „Public Corporate Governance Kodex der Stadt Dortmund“ (PCGK) ist an die Unternehmen und ihre 
Organe gerichtet. Er ergänzt die gesetzlichen Bestimmungen zur Leitung und Überwachung von 
Unternehmen mit kommunaler Beteiligung durch zusätzliche Standards guter und 
verantwortungsvoller Unternehmensführung. Durch die Verankerung im Gesellschaftsvertrag bzw. in 
der Satzung oder bei Unternehmen in Rechtsformen des öffentlichen Rechts in den jeweils 
maßgeblichen Regularien werden die Empfehlungen des PCGK zu einem Bestandteil des 
Handlungsrahmens des Unternehmens und seiner Organe. 
 
Inhalt und Anwendungsbereich des PCGK werden von der Beteiligungsverwaltung im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit für die Grundsatzangelegenheiten der Beteiligungsführung regelmäßig überprüft und bei 
Bedarf nach Befassung durch den Rat der Stadt Dortmund, dem für Beteiligungen zuständigen 
Ausschuss des Rates und ggf. weiteren vom Rat zur Beteiligungssteuerung eingesetzten Gremien 
angepasst. 
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1  Struktur des Public Corporate Governance Kodex der Stadt Dortmund 
 
Der PCGK enthält Empfehlungen und Anregungen sowie Regelungen, die geltendes Recht wiedergeben. 
Verbindliche Regelungen, von denen nicht abgewichen werden darf, sind durch die Verwendung des 
Wortes „muss“ oder vergleichbar verpflichtende Formulierungen gekennzeichnet. Empfehlungen des 
PCGK sind durch die Verwendung des Wortes "soll" gekennzeichnet. Die Gesellschaften können von Soll-
Vorschriften abweichen, sind dann aber verpflichtet, dies jährlich in ihrem Corporate Governance 
Bericht offenzulegen und die Abweichungen zu begründen („comply or explain“).  Die Empfehlungen 
wurden entwickelt unter Zugrundelegung der Rechtsverhältnisse bei Kapitalgesellschaften. Sie sind bei 
Unternehmen in anderer Rechtsform auf die dortigen Struktur- und Organverhältnisse so weit wie 
möglich zu übertragen. Mit der Berücksichtigung rechtsform- sowie unternehmensspezifischer 
Bedürfnisse trägt der Kodex zur Flexibilisierung und Selbstregulierung bei. Ferner enthält der PCGK Best 
Practice in Form von Anregungen, von denen ohne Offenlegung abgewichen werden kann; hierfür 
werden die Formulierungen "sollte" oder "kann" verwendet. 
 
Die übrigen Teile des PCGK betreffen Regelungen, die als geltendes Recht ohnehin von den 
Unternehmen zu beachten sind, oder beinhalten Begriffsbestimmungen. 
 
2  Anwendungsbereich 
 
2.1 Begriffsbestimmungen 
„Unternehmen“ im Sinne des PCGK sind zunächst die Kapital- und Personengesellschaften, unabhängig 
davon, ob sie einen gewerblichen oder sonstigen wirtschaftlichen Betrieb führen. Sofern ihr Gegenstand 
ein gewerblicher oder sonstiger wirtschaftlicher Betrieb ist oder einen solchen überwiegend umfasst, 
fallen darunter auch Genossenschaften, juristische Personen des öffentlichen Rechts sowie 
privatrechtliche Stiftungen. 
„Beteiligung“ im Sinne des PCGK ist jede kapitalmäßige, genossenschaftliche und ähnliche Beteiligung, 
etwa bei Stiftungen oder juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die eine Dauerbeziehung zu 
dem Unternehmen begründen soll. 
 
Eine „mehrheitliche Beteiligung“ der Stadt Dortmund an einem Unternehmen in der Rechtsform des 
privaten Rechts im Sinne des PCGK liegt vor, wenn die Stadt allein oder zusammen mit einem oder 
mehreren der Stadt zurechenbaren Vermögensträgern mehr als 50 Prozent der Kapitalanteile oder 
Stimmrechte hält. 
 
„Der Stadt Dortmund zurechenbare Vermögensträger“ in diesem Sinne sind 
 

- die Sondervermögen der Stadt Dortmund, 
- die mehrheitlichen Beteiligungen der Stadt Dortmund an Kapital- und Personengesellschaften, 
- die mehrheitlichen Beteiligungen der Stadt Dortmund an sonstigen juristischen Personen des 

privaten Rechts, insbesondere - Vereine und Genossenschaften mit Mitgliedschaft der Stadt 
Dortmund und Stiftungen des privaten Rechts, auf die die Stadt beherrschenden Einfluss 
ausüben kann, jeweils unabhängig davon, ob diese selbst Unternehmen im oben 
beschriebenen Sinne sind, sowie 

- die juristischen Personen des öffentlichen Rechts. 
 
Eine „Minderheitsbeteiligung“ der Stadt Dortmund an einem Unternehmen in der Rechtsform des 
privaten Rechts im Sinne des PCGK liegt vor, wenn die Stadt Dortmund allein oder zusammen mit einem 
oder mehreren der Stadt Dortmund zurechenbaren Vermögensträger(n) 50 Prozent oder weniger der 
Kapitalanteile und der Stimmrechte hält. 
 



7 
 

„Beherrschenden Einfluss“ im Sinne des PCGK auf eine juristische Person des privaten Rechts kann die 
Stadt Dortmund – ggf. zusammen mit einem ihr zurechenbaren Vermögensträger – oder eine 
juristische Person mit Beteiligung der Stadt Dortmund ausüben, wenn 
 

- ihm bzw. ihr die Mehrheit der Stimmrechte in der Anteilseignerversammlung zusteht, 
- ihm bzw. ihr für die Mehrheit der Mitglieder der Geschäftsführung oder des 

Überwachungsorgans das Vorschlagsrecht bzw. ein Recht zur Berufung dieser Mitglieder 
zusteht, 

- er bzw. sie aufgrund sonstiger privatrechtlich vereinbarter Gestaltungsformen oder durch 
Bestimmung im Gesellschaftsvertrag bzw. der Satzung maßgeblichen Einfluss auf die zentralen 
Entscheidungen der juristischen Person privaten Rechts nehmen kann oder 

- er bzw. sie bei wirtschaftlicher Betrachtung die Mehrheit der Chancen und Risiken dieser 
juristischen Person privaten Rechts trägt, die zur Erreichung eines eng begrenzten und genau 
definierten Ziels der Stadt Dortmund oder der juristischen Person dient (Zweckgesellschaft). 

 
2.2 Unmittelbare Mehrheitsbeteiligungen der Stadt Dortmund an Unternehmen in 
Rechtsformen des privaten und öffentlichen Rechts  
Der PCGK findet Anwendung auf alle Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts, an denen 
die Stadt Dortmund unmittelbar mehrheitlich im Sinne von Ziffer 2.1. beteiligt ist. Ausgenommen sind 
Unternehmen, die aufgrund einer Börsennotierung in den Anwendungsbereich des Deutschen 
Corporate Governance Kodex fallen. 
 
Für von der Stadt Dortmund errichtete Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts findet der PCGK-Anwendung, soweit rechtliche Bestimmungen (etwa gesetzliche 
Vorgaben zur Ausgestaltung der Unternehmensorgane) nicht entgegenstehen. 
 
2.3 Anregung der Anwendung auf weitere Unternehmen mit unmittelbarer kommunaler Beteiligung 
Für unmittelbare Minderheitsbeteiligungen wird durch die städtischen Bevollmächtigten auf die 
Anwendung des PCGK hingewirkt. Ausgenommen sind auch hier Unternehmen, die aufgrund einer 
Börsennotierung in den Anwendungsbereich des Deutschen Corporate Governance Kodex fallen. Bei 
Beteiligungen mehrerer Kommunen wird der Kommune mit dem höchsten Anteil gefolgt. Bei gleicher 
Anteilsverteilung wirken die Bevollmächtigten auf eine Einigung hin. 
 
Die Anwendung des PCGK wird auch für privatrechtliche Stiftungen, deren Gegenstand ein 
gewerblicher oder sonstiger wirtschaftlicher Betrieb ist oder einen solchen überwiegend umfasst, 
angeregt, wenn eine dauerhafte Beziehung der Stadt Dortmund zu der Stiftung begründet ist. 
 
2.4 Anwendung in Konzernstrukturen bzw. bei mittelbaren Beteiligungen  
Führt ein Unternehmen, an dem die Stadt Dortmund unmittelbar oder mittelbar durch einen der Stadt 
Dortmund zurechenbaren Vermögensträger mit eigener Rechtspersönlichkeit mehrheitlich beteiligt ist, 
einen Konzern im Sinne von § 290 HGB, findet der PCGK auf die Konzernmutter und alle 
Konzernunternehmen, an denen eine Mehrheitsbeteiligung besteht, Anwendung. 
 
Bei mittelbaren Minderheitsbeteiligungen wirkt die Stadt Dortmund darauf hin, dass der PCGK 
Anwendung findet, soweit diese nicht aufgrund einer Börsennotierung in den Anwendungsbereich des 
Deutschen Corporate Governance Kodex fallen. 
 
Für die von der Stadt Dortmund errichteten juristischen Personen des öffentlichen Rechts gehaltenen 
Beteiligungen an Unternehmen sowie für Beteiligungen an Unternehmen, die von juristischen Personen 
des Privatrechts gehalten werden, die selbst kein Unternehmen im Sinne des PCGK sind, auf die die 
Stadt aber aufgrund ihrer Beteiligung oder aus anderen Gründen beherrschenden Einfluss ausüben 
kann, gelten die Regelungen der Ziffern 2.2, 2.3 und 2.4 Abs. 1 entsprechend. 
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3  Anteilseigner und Anteilseignerversammlung 
 
3.1 Aufgaben und Zuständigkeiten der Anteilseignerversammlung 
Die Versammlung der Anteilseigner soll im Gesellschaftsvertrag bzw. in der Satzung des Unternehmens 
festlegen, dass die Gesellschaft den PCGK in der jeweils geltenden Fassung anwendet und dass die 
Geschäftsführung und das Überwachungsorgan jährlich gemäß Ziff. 7.1 die Entsprechenserklärung zum 
PCGK abzugeben und einen Corporate Governance Bericht zu erstellen haben. 
 
Die Vertretung der Stadt Dortmund in Anteilseignerversammlungen von städtischen 
Beteiligungsunternehmen erfolgt grundsätzlich durch den/die Oberbürgermeister/in, in der Regel 
vertreten durch die Leitung der Stadtkämmerei oder die Beteiligungsverwaltung. Die Stadt Dortmund 
ist Gesellschafterin der Beteiligungsgesellschaften. Der Rat der Stadt Dortmund ist das Hauptorgan der 
Stadt Dortmund. Die die Stadt Dortmund vertretenden Personen üben ihre Funktion auf der Grundlage 
der Beschlüsse des Rates aus. Die geeigneten Gremien des Rates müssen in angemessener Weise im 
Vorfeld beteiligt werden. 

 
Die Anteilseignerversammlung entscheidet, soweit durch Gesetz oder Gesellschaftsvertrag nicht 
anders bestimmt, insbesondere: 
 

- über den Gesellschaftsvertrag bzw. die Satzung, einschließlich des Zwecks und Gegenstands 
des Unternehmens, Änderungen des Gesellschaftsvertrags bzw. der Satzung und wesentliche 
unternehmerische Maßnahmen, 

- über die Bestellung und Abberufung der Mitglieder von Geschäftsführung und 
Überwachungsorgan, 

- über die Wahl der Abschlussprüfenden sowie über die Feststellung des Jahresabschlusses und 
- über die Entlastung von Geschäftsführung und Überwachungsorgan. 

 
Sie soll auch über die Verwendung eines eventuellen Gewinns entscheiden. 
 
3.1.1 Die Stadt Dortmund soll als Gesellschafterin in Zusammenarbeit mit dem Rat Ziele bezüglich des 
jeweiligen Unternehmens (sog. Zielbild für das Unternehmen) von den Zielen der Stadt ableiten. In 
diesen auf das jeweilige Unternehmen bezogenen Zielen der Stadt Dortmund soll das gesetzlich 
vorgeschriebene wichtige öffentliche Interesse mit Leistungszielen einschließlich Zielen der 
Gemeinwohlorientierung veranschaulicht werden. 

3.2 Vorbereitung und Durchführung der Anteilseignerversammlung 
Die Anteilseignerversammlung soll mindestens einmal jährlich unter Angabe der Tagesordnung 
einberufen werden. In der Tagesordnung sollen die zu behandelnde Punkte möglichst genau 
bezeichnet werden. Die Anteilseigner sollen ausreichend Gelegenheit haben, sich auf die Erörterung 
und Abstimmungen vorzubereiten. Der Vorsitz des Überwachungsorgans soll als Gast teilnehmen. 
 
Soweit nicht bereits gesetzlich vorgeschrieben, soll über die Anteilseignerversammlung eine 
Niederschrift gefertigt werden. Beschlüsse der Anteilseigner außerhalb der Versammlung sollen 
ebenfalls dokumentiert werden. 
 
3.3 Ausübung der Anteilseignerrechte 
Die Anteilseignerversammlung soll Maßnahmen unterlassen, mit denen die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach dem Mitbestimmungsgesetz 1976, dem 
Drittelbeteiligungsgesetz oder anderweitiger gesetzlicher sowie vertraglicher Regelungen 
eingeschränkt oder verhindert werden. 
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4  Zusammenwirken von Geschäftsführung und Überwachungsorgan 
 
4.1 Grundsätze 
4.1.1 Geschäftsführung und Überwachungsorgan arbeiten zum Wohle des Unternehmens 
vertrauensvoll zusammen. 
 
Die Geschäftsführung soll auf der Grundlage von Unternehmensgegenstand, Unternehmenszweck und 
den von der Stadt Dortmund als Anteilseignerin und ggf. anderen Anteilseignern vorgegebenen 
Wirkungszielen die strategische Ausrichtung des Unternehmens entwickeln, mit dem 
Überwachungsorgan abstimmen und mit ihm in regelmäßigen Abständen den Stand der 
Strategieumsetzung erörtern. 
  
4.1.2 Für Geschäfte von grundlegender Bedeutung sollen im Gesellschaftsvertrag bzw. in der Satzung 
Zustimmungsvorbehalte zugunsten des Überwachungsorgans festgelegt werden. Hierzu gehören z.B. 
Entscheidungen oder Maßnahmen, die zu einer erheblichen Veränderung der Geschäftstätigkeit im 
Rahmen des Gesellschaftsvertrags bzw. zu einer grundlegenden Veränderung der Vermögens-, Finanz- 
oder Ertragslage oder der Risikostruktur des Unternehmens führen können. Dies betrifft auch Geschäfte 
auf Ebene einer Konzerngesellschaft ohne eigenes Überwachungsorgan, soweit diese bei der 
Muttergesellschaft an die Zustimmung des Überwachungsorgans geknüpft wären. 
 
Das Überwachungsorgan kann zusätzliche Zustimmungsvorbehalte bestimmen (vgl. § 111 Abs. 4 AktG 
und § 52 Abs. 1 GmbHG). Die Bestimmung zusätzlicher Zustimmungsvorbehalte durch das 
Überwachungsorgan soll bei Gesellschaften mit fakultativem Aufsichtsrat nicht durch den 
Gesellschaftsvertrag bzw. die Satzung ausgeschlossen oder eingeschränkt werden.    
 
Der Katalog der zustimmungspflichtigen Geschäfte soll so bestimmt werden, dass die 
Eigenverantwortlichkeit der Geschäftsführung und der Grad der Überwachung durch das 
Überwachungsorgan vor dem Hintergrund der Interessen der Anteilseignerin in einem ausgewogenen 
Verhältnis stehen. 
 
4.1.3 Die ausreichende Informationsversorgung des Überwachungsorgans ist insbesondere Aufgabe 
der Geschäftsführung. 
 
Die Geschäftsführung soll das Überwachungsorgan regelmäßig, zeitnah und umfassend über alle für 
das Unternehmen relevanten Fragen der Strategien, der Planung, der Geschäftsentwicklung, der 
Wirtschaftlichkeit, der Risikolage, des Risikomanagements, des Integritäts- und Compliance-
Managements sowie über Geschäfte von besonderer Bedeutung für die Wirtschaftlichkeit oder der 
Liquidität des Unternehmens und für das Unternehmen bedeutende Veränderungen des 
wirtschaftlichen Umfelds informieren (Regelberichterstattung). Sie soll dabei auf Abweichungen des 
Geschäftsverlaufs von den aufgestellten Plänen und Zielen unter Angabe von Gründen eingehen. Die 
Berichterstattung soll auch nicht-finanzielle Leistungsindikatoren zum öffentlichen Auftrag des 
Unternehmens sowie die Entwicklung von Geschlechtergerechtigkeit, Diversität, Nachhaltigkeit und 
Gemeinwohlorientierung enthalten. 
 
Handelt es sich bei dem Unternehmen um ein Mutterunternehmen, so schließen die Berichte auch 
Angaben zu den Konzernunternehmen ein, insbesondere, soweit sie für das Mutterunternehmen von 
wesentlicher Bedeutung sein können. 
 
Das Überwachungsorgan einer Muttergesellschaft soll mindestens einmal jährlich überprüfen, ob das 
Geschäftsführungsorgan die Beteiligungsrechte bei Tochterunternehmen effektiv wahrnimmt. Dazu 
zählt auch, dass Tochterunternehmen bei Geschäften, die in der Muttergesellschaft an die Zustimmung 
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ihres Überwachungsorgans gebunden sind, die Zustimmung des Überwachungsorgans der 
Muttergesellschaft einholen. 
 
Unabhängig von der Rechtsform gehört zur Berichterstattung über die Risikolage und das 
Risikomanagement entsprechend den gesetzlichen Vorgaben einer Aktiengesellschaft auch die 
Berichterstattung über das interne Kontrollsystem. Davon unberührt bleibt die Berichterstattung über 
die laufende Geschäftstätigkeit. 
 
Aus wichtigen Anlässen soll die Geschäftsführung unverzüglich dem Vorsitz des Überwachungsorgans 
berichten (Sonderberichterstattung und ggf. Sondersitzung des Überwachungsorgans). Wichtiger 
Anlass ist auch ein der Geschäftsführung bekannt gewordener geschäftlicher Vorgang bei einem 
Konzernunternehmen, der erheblichen Einfluss auch auf die Lage des Unternehmens selbst haben kann. 
 
Das Überwachungsorgan hat seinerseits einzufordern, dass es angemessen und rechtzeitig informiert 
wird. Hierzu soll es die Informations- und Berichtspflichten der Geschäftsführung näher festlegen und 
sich bei Bedarf über Angelegenheiten des Unternehmens unterrichten lassen. Die Regelberichte der 
Geschäftsführung an das Überwachungsorgan sind in Textform zu erstatten. Zumindest für die 
ordentlichen Sitzungen des Überwachungsorgans sollen alle entscheidungsnotwendigen und zur 
ordnungsgemäßen Informationsversorgung des Überwachungsorgans erforderlichen Unterlagen, 
insbesondere der Jahresabschluss, der Konzernabschluss, der Lagebericht, der Konzernlagebericht und 
der Prüfungsbericht der Abschlussprüfenden, den Mitgliedern des Überwachungsorgans bzw. seiner 
Ausschüsse spätestens 14 Tage vor der jeweiligen Sitzung zugeleitet werden. Auch bei 
außerordentlichen Sitzungen sollen die vorbereitenden Unterlagen den Mitgliedern des 
Überwachungsorgans so rechtzeitig übermittelt werden, dass diesen ausreichend Zeit für die 
Vorbereitung auf die Sitzung verbleibt. 
 
4.2 Vertraulichkeit 
4.2.1 Gute Unternehmensführung setzt eine offene Diskussion zwischen Geschäftsführung und 
Überwachungsorgan sowie innerhalb dieser Organe voraus. Die umfassende Wahrung der 
Vertraulichkeit im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben des § 52 GmbHG in Verbindung mit den §§ 116 
Satz 2, 394, 395 AktG ist dafür von entscheidender Bedeutung. 
 
Alle Organe und Organmitglieder stellen sicher, dass von ihnen jeweils ggf. eingeschaltete Dritte die 
Verschwiegenheitspflicht in gleicher Weise einhalten. Die Regelungen des § 113 Abs. 5 GO NRW bleiben 
unberührt. 
 
4.2.2 In mitbestimmten Überwachungsorganen sollten die Vertreterinnen bzw. Vertreter der 
Anteilseigner und der Arbeitnehmerschaft die Sitzungen des Überwachungsorgans jeweils gesondert, 
gegebenenfalls mit Mitgliedern der Geschäftsführung, vorbereiten. 
 
Das Überwachungsorgan berät bei Bedarf auch ohne die Geschäftsführung. 
 
4.3 Verantwortlichkeit 
4.3.1 Geschäftsführung und Überwachungsorgan wahren die Sorgfalt eines ordentlichen und 
gewissenhaften Mitglieds der Geschäftsführung bzw. Mitglieds eines Überwachungsorgans. Verletzen 
sie diese schuldhaft, so haften sie dem Unternehmen gegenüber auf Schadenersatz. Bei 
unternehmerischen Entscheidungen liegt dann keine Pflichtverletzung vor, wenn das Mitglied der 
Geschäftsführung oder des Überwachungsorgans vernünftigerweise annehmen durfte, auf der 
Grundlage angemessener Informationen zum Wohle des Unternehmens zu handeln. Bei der 
Beurteilung des Unternehmensinteresses sollen sie beachten, dass dieses insbesondere durch das im 
Unternehmensgegenstand und im Unternehmenszweck verankerte kommunale Interesse geprägt 
wird. 
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4.3.2 Eine Vermögenshaftpflichtversicherung für die Mitglieder von Geschäftsführung und 
Überwachungsorgan (D & O-Versicherung) ist im Regelfall von den Unternehmen abzuschließen. Für 
die Mitglieder der Geschäftsführung ist – soweit nicht ohnehin gesetzlich verpflichtend vorgegeben – 
ein Selbstbehalt von mindestens 10 Prozent des Schadens bis zur Höhe des Eineinhalbfachen der festen 
jährlichen Vergütung des Mitglieds der Geschäftsführung zu vereinbaren. 
 
4.4 Kreditgewährung 
Kredite des Unternehmens an Mitglieder der Geschäftsführung oder des Überwachungsorgans sowie 
an ihre Angehörigen sowie an Beschäftigte des Unternehmens sollen nicht gewährt werden, es sei 
denn, die Kreditgewährung gehört zum Gegenstand des Unternehmens und § 15 des 
Kreditwesengesetzes wird beachtet. Ebenfalls ausgenommen sind Kredite an Beschäftigte des 
Unternehmens, die in Ausübung der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers oder zur Sicherstellung der 
Erbringung der Arbeitsleistung gewährt werden, etwa in Form von Gehaltsvorschüssen. 
 
5  Geschäftsführung 
 
5.1 Aufgaben und Zuständigkeiten 
5.1.1 Die Geschäftsführung trägt die originäre Verantwortung für die Leitung des Unternehmens und ist 
dabei an Unternehmensgegenstand und Unternehmenszweck gebunden. 
  
5.1.2 Die Geschäftsführung hat für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und der 
unternehmensinternen Richtlinien zu sorgen und wirkt auf deren Beachtung durch die 
Konzernunternehmen hin (Compliance). Sie soll für angemessene, an der Risikolage des Unternehmens 
ausgerichtete Maßnahmen (Compliance-Management-System) sorgen. Dies umfasst auch 
Maßnahmen zur Korruptionsprävention und zum Hinweisgeberschutz nach dem Hinweis-
geberschutzgesetz. 
 
Die für Compliance zuständige Stelle soll unmittelbar der Geschäftsführung unterstellt sein. Sind die 
Compliance-Aufgaben extern vergeben, soll die beauftragte Stelle direkt an die Geschäftsführung 
berichten. 
  
5.1.3 Die Geschäftsführung sorgt für angemessene und wirksame Kontrollsysteme, insbesondere ein 
Risikomanagementsystem und Risikocontrolling im Unternehmen. Die Ausgestaltung aller 
Kontrollsysteme im Unternehmen hängt von Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt der 
Geschäftstätigkeit ab und erfolgt gemäß anerkanntem unternehmensspezifischem Standard. Die 
interne Revision soll als unabhängige Stelle unterhalten werden. 
 
5.1.4 Abgeleitet aus der Unternehmensstrategie sind mittelfristige Finanzierungs- und Investitionspläne 
zu erstellen. Das Geschäftsführungsorgan stellt für jedes Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan, u.a. mit 
Erfolgsplan, Investitionsplan, Finanzplan, Stellenplan und Risikoeinschätzungen, auf und lässt diesen auf 
Empfehlung des Überwachungsorgans in der Anteilseignerversammlung beschließen. 

5.1.5 Die Geschäftsführung von Mutterunternehmen im Sinne von § 290 HGB hat dafür Sorge zu tragen, 
dass die Geschäftsführungen der Konzerngesellschaften die gesetzlich verpflichtend vorgesehenen 
Zuständigkeiten und Rechte der Unternehmensorgane der Konzerngesellschaften wahren.  
 
5.1.6 Das Geschäftsführungsorgan soll gemeinsam mit den leitenden Angestellten, Führungskräften und 
den Beschäftigten beteiligungsorientiert ein Unternehmensleitbild entwickeln. Im Unternehmensleitbild 
sollen Fragen der Integrität und Compliance abgebildet werden. 

5.2 Zusammensetzung 
5.2.1 Mitglieder der Geschäftsführung sollen im Wege eines transparenten Auswahlverfahrens mit dem 
Ziel der Auswahl von Personen, die über die zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Aufgaben als 
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Mitglied der Geschäftsführung erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten, Erfahrungen und Empathie 
verfügen, gewonnen werden. Das für die Bestellung der Geschäftsführung zuständige 
Unternehmensorgan soll bei der Zusammensetzung der Geschäftsführung auf Diversität achten. Falls 
der Geschäftsführung mehr als zwei Personen angehören, sollen mindestens zwei verschiedene 
Geschlechter vertreten sein. Personenidentische Wiederbesetzungen sind davon ausgenommen. 
Die Auswahlentscheidung soll zusammen mit den dafür maßgeblichen Erwägungen nachvollziehbar 
dokumentiert werden. Der Rat gibt ein Votum vor der finalen Entscheidung zur Bestellung in den 
Organen ab; Eckpunkte der Dienstverträge werden von dem für Beteiligungen zuständigen 
Ratsausschuss beraten. 
 
5.2.2 Ehemalige Mitglieder des Überwachungsorgans sollen nicht vor Ablauf eines Jahres seit 
Beendigung des Mandats in die Geschäftsführung wechseln. 
 
5.2.3  
Die Mitglieder der Geschäftsführung sollen vom zuständigen Unternehmensorgan im Regelfall für einen 
Zeitraum von höchstens fünf Jahren je Bestellperiode bestellt werden. Eine Verkürzung der ersten 
Bestellperiode ist möglich. Eine Wiederbestellung oder Änderung des Anstellungsvertrags bei 
gleichzeitiger Aufhebung der laufenden Bestellung oder des laufenden Anstellungsvertrags vor Ablauf 
eines Jahres vor dem Ende der Bestelldauer bzw. des laufenden Anstellungsvertrags soll nur aus 
zwingenden Gründen erfolgen. 
 
Abhängig von der Unternehmensgröße und branchentypischen Gepflogenheiten kann auch von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, unbefristete Dienstverträge abzuschließen. 
 
5.2.4 Die Altersgrenze für Geschäftsführungsmitglieder soll den Vorgaben des gesetzlichen 
Renteneintrittsalters entsprechen. Die Zeit, für welche die Bestellung als Mitglied der Geschäftsführung 
erfolgt, soll so bemessen sein, dass diese Altersgrenze nicht überschritten wird. Dies ist bei Abschluss 
der Dienstverträge zu beachten. 
 
5.2.5 Das für die Anstellung der Mitglieder der Geschäftsführung zuständige Unternehmensorgan regelt 
die Geschäftsverteilung im Benehmen mit dem für Beteiligungen zuständigen Ratsausschuss. 
 
5.3 Vergütung 
5.3.1 Das für die Anstellung der Mitglieder der Geschäftsführung zuständige Unternehmensorgan soll 
klare und verständliche Kriterien für die Vergütung der Mitglieder der Geschäftsführung einschließlich 
der wesentlichen Vertragselemente beschließen, regelmäßig überprüfen und erforderlichenfalls 
anpassen. Dabei sollen insbesondere folgende Aspekte berücksichtigt werden: 
  

- eine angemessene Fixvergütung, bei deren Bemessung eine Vergleichsgruppe anderer 
Unternehmen, die zur Angemessenheitsprüfung der Vergütung herangezogen werden soll 
(insbesondere öffentliche Unternehmen vergleichbarer Größe in der Branche) und die 
Vergütungsspanne, ggf. differenziert nach einzelnen Positionen innerhalb der 
Geschäftsführung. 

- ob Leistungen zur Altersversorge gewährt werden, 
- ob und ggf. welche Nebenleistungen gewährt werden, 
- ob variable Vergütungsbestandteile als Anreiz zur Förderung insbesondere der nachhaltigen 

und wirtschaftlichen Verfolgung des kommunalen Interesses gewährt werden. 

Wenn variable Vergütungsanteile gewährt werden, können diese 
 

- aus einmalig oder regelmäßig (z. B. jährlich) wiederkehrenden, an die persönliche Leistung und 
an den dauerhaften Erfolg des Unternehmens, insbesondere die Erfüllung des kommunalen 
Interesses, gebundenen Komponenten und/oder 
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- aus Komponenten, welche langfristige Anreizwirkung (mehrjährige und zukunftsbezogene 
Bemessungsgrundlage) und Risikocharakter in sich vereinen (z. B. Bonus-Malus-System),  
zusammengesetzt sein. 

 
Der Anteil, der an die persönliche Leistung geknüpften Bestandteile der variablen Vergütung soll in 
angemessenem Verhältnis zu den übrigen variablen Vergütungsbestandteilen stehen.  
Der Anteil der variablen Vergütungsbestandteile soll in einem angemessenen Verhältnis zur 
Fixvergütung stehen und insgesamt maximal 15 Prozent der Gesamtvergütung betragen. 
 
Das für die Anstellung der Mitglieder der Geschäftsführung zuständige Unternehmensorgan soll auf 
Grundlage der Gesellschafterziele und der Unternehmensstrategie einmal im Jahr eine 
Zielvereinbarung mit dem Geschäftsführungsorgan oder den einzelnen Mitgliedern der 
Geschäftsführung für das Unternehmen abschließen. Beim Abschluss soll geprüft werden,  
 

- ob die Zielvereinbarung ohne oder mit erfolgsbezogener Vergütung abgeschlossen wird und 
- ob mehrjährige oder einjährige Perioden für die zu realisierenden Ergebnisse vereinbart 

werden. 
- wie für die einzelnen Positionen in der Geschäftsführung die Zielvergütung (d.h. die Vergütung 

bei 100% Zielerreichung) festgelegt wird und welcher Zielkorridor (d.h. die jeweils niedrigste und 
höchstmögliche variable Vergütung) zur Anwendung kommen soll, 

- und welchen Anteil die kurz- und langfristigen Vergütungsbestandteile an der 
Gesamtzielvergütung haben 

- sowie wann die Mitglieder über die variablen Vergütungsbestandteile verfügen können. 
 
Variable Vergütungen werden nicht gewährt, wenn ein mit Blick auf den Gesellschaftszweck als zentral 
deklariertes Ziel nicht erreicht wird oder wenn vom Wirtschaftsplan erheblich negativ abgewichen wird. 
 
Die Grundsätze der Altersvorsorge werden durch den Rat der Stadt Dortmund geregelt. 

Die festgelegten Kriterien für die Vergütung und die maßgeblichen Erwägungen für deren Festlegung 
sollen dokumentiert werden. 
 
5.3.2 Das für die Anstellung der Mitglieder der Geschäftsführung zuständige Unternehmensorgan soll 
unabhängig vom Typus des Anstellungsverhältnisses (Geschäftsführerverträge, Vorstandsverträge, 
etc.) die Vergütung der Mitglieder der Geschäftsführung in angemessener Höhe auf der Grundlage der 
festgelegten Kriterien für die Vergütung vereinbaren. 
 
Zur Gesamtvergütung im Sinne dieses Abschnitts gehören 

- neben den (regelmäßigen) monetären, fixen und ggf. variablen Vergütungsbestandteilen 
- Leistungen zur Altersvorsorge, 
- die monetären und nicht monetären Nebenleistungen, 
- die sonstigen Leistungen, insbesondere für den Fall der Beendigung der Be- und Anstellung,  
- sowie Leistungen von Dritten, die im Hinblick auf die Geschäftsführungstätigkeit zugesagt oder 

im Geschäftsjahr gewährt wurden (z. B. Konzernbezüge). 
 
Die Vergütung soll im Anstellungsvertrag zweifelsfrei festgelegt werden. Sie soll in einem 
angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des Mitglieds der Geschäftsführung sowie 
zur Lage der Gesellschaft stehen und soll die in der Vergleichsgruppe übliche Vergütung nicht ohne 
besondere Gründe übersteigen. Sämtliche Vergütungsbestandteile für sich und die Gesamtvergütung 
sollen angemessen sein und sind so zu bemessen, dass eine zusätzliche Altersvorsorge aus der 
laufenden Vergütung in der Regel privat aufgebaut werden kann.  
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Sofern im Rahmen der Gesamtvergütung der Mitglieder der Geschäftsführung Leistungen zur 
betrieblichen Altersvorsorge gewährt werden, sind diese an marktüblichen Konditionen auszurichten. 
Bei der Ausgestaltung der Altersvorsorge kann die individuelle Berufs- und Versorgungsbiografie 
berücksichtigt werden. Zusätzliche Versorgungsansprüche sind in diesem Fall anzurechnen. 

Die Vergütung ist zur Mitte der Vertragslaufzeit auf ihre Angemessenheit zu überprüfen; dabei sind der 
Erfolg des Unternehmens, die Leistung des Mitglieds der Geschäftsführung sowie die Tarifentwicklung 
der Mitarbeitenden des Unternehmens zu würdigen. Eine laufende Erhöhung der Vergütung analog zu 
den Tariferhöhungen oder eine Indexierung wird nicht vorgenommen. Die Entscheidung über eine 
Vergütungsanpassung trifft das für die Anstellung zuständige Unternehmensorgan. 
 
Für den Fall, dass die Weitergewährung der vereinbarten Vergütung infolge einer verschlechterten 
wirtschaftlichen Lage des Unternehmens unbillig für das Unternehmen wäre, und für den Fall einer 
erheblichen Pflichtverletzung des Mitglieds der Geschäftsführung soll im Anstellungsvertrag jedes 
Mitglieds der Geschäftsführung die Möglichkeit einer Herabsetzung bzw. Rückforderung von Teilen der 
Vergütung geregelt bzw. vereinbart werden. 
 
Zahlungen an ein Mitglied der Geschäftsführung bei vorzeitiger Beendigung der Tätigkeit als Mitglied 
der Geschäftsführung sollen einschließlich Nebenleistungen nicht mehr als den Wert der Vergütung für 
die Restlaufzeit des Anstellungsvertrags, höchstens jedoch den Wert einer Jahresvergütung betragen. 
Dies ist arbeitsvertraglich sicherzustellen. Für die Ermittlung der Vergütung bzw. Jahresvergütung soll 
auf die Vergütung des abgelaufenen und die voraussichtliche Vergütung für das laufende 
Geschäftsjahr abgestellt werden. Im Fall eines nachvertraglichen Wettbewerbsverbots ist die 
Abfindungszahlung auf die Karenzentschädigung anzurechnen. Im Fall des Ausscheidens auf eigenen 
Wunsch darf keine Abfindung, sondern nur die ggf. für das vertragliche Wettbewerbsverbot vereinbarte 
Karenzentschädigung gezahlt werden. 
 
Vor Abschluss eines Aufhebungsvertrages sind die Eckpunkte des Vertrages dem Überwachungsorgan 
zur Stellungnahme vorzulegen, es sei denn dies ist in einem arbeitsgerichtlichen Verfahren zeitlich nicht 
durchführbar. 
 
Sofern Mitglieder der Geschäftsführung Mandate in Überwachungsorganen von Unternehmen 
innerhalb des Konzerns wahrnehmen, soll eine dafür gewährte Vergütung vollständig auf die 
Geschäftsführervergütung angerechnet werden. Bei der Übernahme von Mandaten in 
Überwachungsorganen von Unternehmen außerhalb des Konzerns soll das für die Anstellung 
zuständige Unternehmensorgan entscheiden, ob und inwieweit die dafür gewährte Vergütung auf die 
Geschäftsführervergütung anzurechnen ist. 
 
5.3.3 Das für die Anstellung zuständige Unternehmensorgan soll die Voraussetzungen für die 
Entstehung und Auszahlung variabler Komponenten der Vergütung vor Beginn des jeweiligen 
Bemessungszeitraumes, d.h. vor Beginn des Geschäftsjahres bzw. bei mehrjährigen 
Bemessungszeiträumen vor Beginn des ersten Geschäftsjahres dieses Bemessungszeitraums in einer 
Zielvereinbarung mit dem jeweiligen Mitglied der Geschäftsführung niederlegen. 
 
Die Ziele sollen hinreichend ambitioniert, terminiert und im Regelfall eindeutig messbar sein; nur in 
begründeten Ausnahmefällen kann als Ergänzung zu messbaren Zielen auch ein Ziel vereinbart werden, 
dessen Erreichen nur mittels eines Beurteilungsspielraums festgestellt werden kann. Zur Gewährleistung 
der Messbarkeit sollen spätestens in der Zielvereinbarung für jedes Ziel jeweils auch die Gewichtung 
und die konkrete Bemessungsgrundlage einschließlich der relevanten Zielerreichungsgrade geregelt 
werden. 
 
Die nachträgliche Änderung der Erfolgsziele oder der Vergleichsparameter sowie die nachträgliche 
Bereinigung von Kennzahlen ohne eindeutige Grundlage in der Zielvereinbarung sollen grundsätzlich 
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ausgeschlossen sein. Komponenten mit einer mehrjährigen Bemessungsgrundlage sollen nur in 
besonderen Ausnahmefällen und ausschließlich zukunftsbezogen durch nachfolgende 
Zielvereinbarungen angepasst werden. 
 
5.3.4 Nach Ablauf des Bemessungszeitraums soll das zuständige Unternehmensorgan in Abhängigkeit 
von der Zielerreichung die Höhe der individuell für diesen Bemessungszeitraum insgesamt zu 
gewährenden variablen Vergütungsbestandteile ermitteln. 
 
5.3.5 Mehrjährige Vergütungsbestandteile sollen weder vorzeitig ausbezahlt noch sollen 
Abschlagszahlungen darauf geleistet werden; ausgenommen ist nur eine pauschale Abgeltung von 
Ansprüchen im Fall der vorzeitigen Beendigung der Be- und Anstellung als Mitglied der 
Geschäftsführung. 
 
5.4 Interessenkonflikte 
5.4.1 Mitglieder der Geschäftsführung sind dem Unternehmensgegenstand und dem 
Unternehmenszweck, die das kommunale Interesse widerspiegeln, und dem daraus abgeleiteten 
Unternehmensinteresse verpflichtet. 
 
5.4.2 Mitglieder der Geschäftsführung unterliegen während ihrer Tätigkeit für das Unternehmen einem 
umfassenden Wettbewerbsverbot. 
 
Kein Mitglied der Geschäftsführung darf bei seinen Entscheidungen persönliche Interessen verfolgen 
und Geschäftschancen, die dem Unternehmen zustehen, für sich nutzen. 
 
Mitglieder der Geschäftsführung dürfen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit weder für sich noch für 
andere Personen von Dritten ungerechtfertigte Zuwendungen oder sonstige Vorteile fordern, sich 
versprechen lassen oder annehmen oder Dritten ungerechtfertigte Vorteile anbieten, versprechen oder 
gewähren 
 
5.4.3 Jedes Mitglied der Geschäftsführung soll Interessenkonflikte gegenüber dem für die Bestellung 
zuständigen Unternehmensorgan und – sofern davon verschieden – dem Überwachungsorgan 
unverzüglich offenlegen und die anderen Mitglieder der Geschäftsführung hierüber informieren. 
 
Alle Geschäfte zwischen dem Unternehmen einerseits und den Mitgliedern der Geschäftsführung sowie 
ihnen nahestehenden Personen oder ihnen persönlich nahestehenden Unternehmungen andererseits 
sollen branchenüblichen Standards entsprechen. Wesentliche Geschäfte mit vorgenannten Personen 
sollen daher von der Zustimmung des Überwachungsorgans abhängig gemacht werden, sofern dieses 
nicht ohnehin das Unternehmen beim Abschluss des Geschäfts zu vertreten hat. 
 
5.4.4 Mitglieder der Geschäftsführung sollen Nebentätigkeiten, insbesondere Mandate in 
Überwachungsorganen, nur mit Zustimmung des für die Bestellung zuständigen Unternehmensorgans 
und – sofern davon verschieden – des Überwachungsorgans ausüben. Dies gilt nicht im Fall von 
internen Mandaten in Überwachungsorganen von Konzerngesellschaften. 
 
5.4.5 Mit ehemaligen Mitgliedern der Geschäftsführung sollen für den Zeitraum von 24 Monaten nach 
dem Ausscheiden keine Verträge geschlossen werden, wonach diese Beratungen, Vermittlungen oder 
sonstige Dienstleistungen für das Unternehmen erbringen oder ihr Know-how in sonstiger Weise dem 
Unternehmen zur Verfügung stellen. 
 
5.5 Nachhaltige Unternehmensführung 
5.5.1 Die Geschäftsführung soll für eine nachhaltige Unternehmensführung sorgen. Dazu definiert sie auf 
der Grundlage der Gesellschafterziele klare und messbare Zielvorgaben zur Realisierung des 
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Unternehmensgegenstandes bzw. des Gesellschaftszwecks für alle Hierarchiestufen und 
Unternehmensbereiche des Unternehmens. Die Zielvorgaben orientieren sich an der Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung, an den Sustainable Development Goals der Vereinten 
Nationen und der Gemeinwohlorientierung. Die Geschäftsführung sollte hierbei die wesentlichen 
ökologischen Auswirkungen der Unternehmenstätigkeit und die wesentlichen Einwirkungen von 
Umweltbedingungen auf das Unternehmen identifizieren, bewerten, Umweltziele setzen und 
Maßnahmen umsetzen. 

5.5.2 Die Geschäftsführung soll eine gleichstellungsfördernde, tolerante und diskriminierungsfreie Kultur 
im Unternehmen mit gleichen Entwicklungschancen ohne Ansehung der ethnischen Herkunft, des 
Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Identität gewährleisten. Insbesondere soll sie 
 

- für ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis sorgen sowie die Ziele des LGG NRW 
berücksichtigen 

- für eine gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderung im Unternehmen sorgen. 
Anzustreben ist die Übererfüllung der gesetzlichen Beschäftigungspflicht ohne Nutzung der 
Möglichkeit einer Ausgleichsabgabe 

- sowie sicherstellen, dass Menschen diversen Geschlechtseintrags, unterschiedlicher sexueller 
Orientierung und Menschen mit Migrationshintergrund in Auswahl- und Besetzungsverfahren 
für alle im Unternehmen zu besetzenden Arbeits- und Ausbildungsplätze gleichberechtigt 
einbezogen werden. 

 
Sie soll darüber hinaus Sorge tragen, dass eine diskriminierungsfreie Alltagskultur auf allen Ebenen, 
einschließlich eines diskriminierungsfreien Sprachgebrauchs und dem Schutz vor sexueller Belästigung, 
stattfindet. Die Beschäftigten und Führungskräfte sollen diesbezüglich mit Fortbildungs- und 
Informationsangeboten unterstützt werden. 
 
5.5.3 Die Geschäftsführung soll  

- eine Arbeitskultur fördern, die die Vereinbarkeit von sozialen Verpflichtungen, wie die Betreuung 
von Kindern oder hilfe- und pflegebedürftiger Menschen, und Beruf ermöglicht.  

- soweit möglich verlässliche Rahmenbedingung wie mobiles Arbeiten, eine Flexibilisierung der 
Arbeitszeit, Kinderbetreuungsmöglichkeiten etc. schaffen. 

 
5.5.4 Die Geschäftsführung soll 

- die Zahlung einer den jeweils geltenden tarifvertraglichen bzw. gesetzlichen Bestimmungen 
entsprechenden Entlohnung der Beschäftigten sowie Entgeltgleichheit für gleiche Arbeit im 
Unternehmen sicherstellen und 

- auch im Rahmen der Vergabe von Aufträgen zur Erbringung von Dienstleistungen durch 
entsprechende Maßnahmen, insbesondere vertragliche Regelungen, der Einhaltung der jeweils 
geltenden tarifvertraglichen bzw. gesetzlichen Bestimmungen zur Entlohnung der 
Beschäftigten durch den jeweiligen Anbieter Rechnung tragen. 

 
5.5.5 Die Geschäftsführung soll dafür Sorge tragen, dass sich das Unternehmen aggressiver 
steuervermeidender bzw. steuervermindernder Maßnahmen und Strategien enthält, wie sie in den 
Erwägungsgründen der Richtlinie 2016/1164/EU vom 12. Juli 2016 zur Bekämpfung von 
Steuervermeidungspraktiken mit unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts 
und in Ziff. 5 der Begründung des Entwurfs der Kommission zu dieser Richtlinie beschrieben sind. 
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6  Überwachungsorgan 
 
6.1 Aufgaben und Zuständigkeiten 
6.1.1 Im Gesellschaftsvertrag des Unternehmens soll ein Überwachungsorgan verankert werden, soweit 
dieses nicht ohnehin gesetzlich vorgesehen ist. Nach Vorbild des Aufsichtsrats einer Aktiengesellschaft 
soll die schwerpunktmäßige Aufgabe dieses Unternehmensorgans die Überwachung und regelmäßige 
Beratung der Geschäftsführung bei der Führung der Geschäfte des Unternehmens sein. Der 
Gesellschaftsvertrag kann darüberhinausgehende Zustimmungsvorbehalte und Empfehlungsrechte 
für das Überwachungsorgan vorsehen. 
 
Gegenstand der Überwachung sind die Rechtmäßigkeit, die Ordnungsmäßigkeit und die 
Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführungsentscheidungen. Hierzu gehört insbesondere, ob sich das 
Unternehmen im Rahmen seiner satzungsmäßigen Aufgaben betätigt. Die Beratung der 
Geschäftsführung erfolgt zusätzlich unter den Gesichtspunkten der Zweckmäßigkeit. 
 
Das Überwachungsorgan ist in Entscheidungen der Geschäftsführung von grundlegender Bedeutung 
für das Unternehmen einzubinden. 
 
Besondere Verantwortung trifft das Überwachungsorgan im Hinblick auf die Angelegenheiten im 
Zusammenhang mit der Vergütung der Mitglieder der Geschäftsführung nach den Empfehlungen der 
Abschnitte 5.3.1. bis 5.3.5., soweit diese in die Zuständigkeit des Überwachungsorgans fallen. 
 
Das Überwachungsorgan soll sich regelmäßig über die Maßnahmen der Geschäftsführung zur 
Einrichtung und Weiterentwicklung von Kontrollsystemen (im Sinne des Abschnitts 5.1.3.) und deren 
Wirksamkeit sowie zur nachhaltigen Unternehmensführung (im Sinne des Abschnitts 5.5.) 
einschließlich deren Umsetzung und den erzielten Ergebnissen berichten lassen. 
 
Die Beteiligungsverwaltung soll bei Bedarf als Gast an den Sitzungen des Überwachungsorgans 
teilnehmen können. 
 
6.1.2 Das Überwachungsorgan soll sich eine Geschäftsordnung geben. 
 
6.1.3 Der Vorsitz des Überwachungsorgans koordiniert die Arbeit des Überwachungsorgans und leitet 
dessen Sitzungen. 
 
Ihr bzw. ihm und anderen einzelnen Mitgliedern, die ermächtigt wurden, für das Überwachungsorgan 
Erklärungen abzugeben oder zu empfangen, soll nicht das Recht eingeräumt werden, allein an Stelle 
des Überwachungsorgans zu entscheiden. 
Der Vorsitz des Überwachungsorgans soll Mitglied des Ausschusses sein, der die Verträge mit den 
Mitgliedern der Geschäftsführung behandelt, sofern ein solcher Ausschuss gebildet ist. 
 
6.1.4 Der Vorsitz des Überwachungsorgans soll mit der Geschäftsführung regelmäßig Kontakt halten 
und mit ihr oder ihm die Strategie, die Geschäftsentwicklung, die Risikolage, das Risikomanagement 
und die Compliance des Unternehmens beraten. Sofern das Überwachungsorgan Ausschüsse gebildet 
hat, gilt dasselbe im Rahmen der jeweiligen Aufgaben der Ausschüsse auch für deren Vorsitzende. Die 
Beratungen über das Risikomanagement sollen insbesondere die Erkenntnisse aus dem 
Risikomanagementsystem und, soweit ein solches einzurichten ist, dem internen Kontrollsystem 
umfassen. 
 
Der Vorsitz des Überwachungsorgans wird über wichtige Ereignisse, die für die Beurteilung der Lage und 
Entwicklung sowie für die Leitung des Unternehmens von wesentlicher Bedeutung sind, unverzüglich 
durch die Geschäftsführung informiert. Der Vorsitz des Überwachungsorgans soll sodann das 
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Überwachungsorgan unterrichten und erforderlichenfalls eine außerordentliche Sitzung des 
Überwachungsorgans einberufen. 
 
6.1.5 Soweit gesetzliche Regelungen dem nicht entgegenstehen, kann ein Viertel des 
Überwachungsorgans Prüfaufträge erteilen, einschließlich Aufträge an die Abschlussprüfenden sowie 
an externe Sachverständige. Die Kosten trägt das Unternehmen. 
 
6.1.6 Die von der Stadt Dortmund beherrschten Unternehmen haben in ihren Compliance-Regelungen 
festzulegen, dass sie Mitgliedern ihrer Aufsichtsorgane, Mitgliedern von Räten und ihren Ausschüssen, 
Beschäftigten von Kommunen und kommunalen Unternehmen sowie Wahlbeamten und Personen mit 
einem politischen Mandat Zuwendungen und geldwerte Vorteile nur unter folgenden Bedingungen 
gewähren: 
 

- Bewirtungen erfolgen innerhalb des im Geschäftsverkehr der Privatwirtschaft üblichen Rahmen 
bzw. in den für Betriebsfeiern steuerlich anerkannten Freigrenzen. 

- Zuwendungen zu Geburtstagen und zu anderen besonderen Anlässen erfolgen im Rahmen der 
steuerlich anerkannten Freigrenzen. 

- Eine kostenlose Nutzung von Dienstleistungen des Unternehmens erfolgt nicht, außer ggf. bei 
besonderen Anlässen gemäß Spiegelstrich 2. Dies betrifft insbesondere auch Freifahrkarten, 
Eintrittskarten und Park-Dauertickets. 

- Ausnahmsweise kann darüber hinaus die kostenlose Nutzung von Dienstleistungen gewährt 
werden, sofern die Wahrnehmung der Dienstleistung der Aufsicht über das Unternehmen und 
seine Dienstleistungen, der Repräsentation des Unternehmens oder der Pflege von 
Kundenbeziehungen dient - etwa in Form von Freitickets bei Unternehmen für Kultur und Freizeit. 
Dies ist beschränkt auf Mitglieder der Aufsichtsorgane sowie die Mitglieder des 
Verwaltungsvorstandes, des Rates und seiner Ausschüsse sowie fachlich zuständige 
Beschäftigte der Stadt Dortmund. 

- Eine Gewährung von Vorteilen für Begleitpersonen ist ausgeschlossen. 
- Bei allen geldwerten Vorteilen, die gewährt werden und steuerlich relevant sind, weist das 

Unternehmen die empfangenden Personen auf die steuerlichen Regelungen hin und fragt 
aktiv ab, ob die Annahme gewünscht ist.  
 

Davon unberührt bleiben Sachleistungen, die der Ausstattung für die Mitgliedschaft im Aufsichtsorgan 
dienen, einschließlich IT-Ausstattung und Versicherungen. Bei Versicherungen ist die Mitversicherung 
privater Lebensrisiken unschädlich, wenn diese zu vergleichbaren Konditionen abzusichern sind oder 
auf das Mandat beschränkte Tarife nicht angeboten werden. 
Vorgenannte Regelungen gelten auch für Zuwendungen an ehemalige Mitglieder von 
Geschäftsführungen und Aufsichtsorganen kommunaler Gesellschaften sowie ehemalige 
Wahlbeamte, Ratsmitglieder und Abgeordnete. Ein Bestandsschutz ist nicht zu gewähren. 
Die die Stadt vertretenden Personen in Anteilseignerversammlungen und Aufsichtsorganen haben 
diese Regelungen durchzusetzen. 
 
6.1.7 In Abhängigkeit von der Anzahl seiner Mitglieder und von den spezifischen wirtschaftlichen 
Gegebenheiten des Unternehmens kann das Überwachungsorgan fachlich qualifizierte Ausschüsse 
bilden, in denen bestimmte Sachthemen behandelt werden. 
   
Die Ausschüsse dienen dazu, die Effizienz der Arbeit des Überwachungsorgans zu steigern und 
komplexe Sachverhalte zu behandeln. Die jeweiligen Ausschussvorsitzenden berichten regelmäßig an 
das Überwachungsorgan über die Arbeit der Ausschüsse. 
  
6.1.8 Das Überwachungsorgan soll in Abhängigkeit von der Anzahl seiner Mitglieder und von den 
spezifischen wirtschaftlichen Gegebenheiten des Unternehmens einen Prüfungsausschuss einrichten. 
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Dieser soll sich insbesondere mit der Überwachung des Rechnungslegungsprozesses, der Wirksamkeit 
des internen Kontrollsystems, des Risikomanagementsystems und des internen Revisionssystems sowie 
der Abschlussprüfung, hier insbesondere der Auswahl und der erforderlichen Unabhängigkeit der 
Abschlussprüfenden, der Erteilung des Prüfungsauftrages an die Abschlussprüfenden, der Bestimmung 
von Prüfungsschwerpunkten, den Zusatzleistungen und der Honorarvereinbarung, befassen. 
  
An die fachliche Eignung der Mitglieder des Prüfungsausschusses sind besonders hohe Maßstäbe zu 
legen. 
 
6.1.9 Einzelnen fakultativen Ausschüssen des Überwachungsorgans jenseits des Präsidiums sollen keine 
Aufgaben des Überwachungsorgans zur endgültigen Erledigung übertragen werden. Vielmehr sollen 
Beschlüsse dem Plenum vorbehalten bleiben. Der Ausschuss kann dazu eine Beschlussempfehlung 
abgeben. 
  
6.1.10 Soweit dies nicht gegen berechtigte Interessen der Anteilseigner oder rechtliche Vorschriften 
verstößt, sollen Ausschüsse in Überwachungsorganen, die der gesetzlichen Mitbestimmung 
unterliegen, so zusammengesetzt sein, dass sich die Zusammensetzung des Aufsichtsratsplenums im 
Hinblick auf das Kräfteverhältnis zwischen Anteilseignervertretung und Arbeitnehmervertretung auch in 
den jeweiligen Ausschüssen widerspiegelt. 
 
6.1.11 Das Überwachungsorgan einschließlich seiner Ausschüsse sollte regelmäßig die Qualität und 
Effizienz seiner Tätigkeit insgesamt überprüfen. Das Überwachungsorgan soll die Umsetzung der hierzu 
beschlossenen Maßnahmen überwachen. 
 
6.1.12 Die Mitglieder des Überwachungsorgans müssen für ihre Aufgabe laufend weitergebildet werden. 
Dazu gehören insbesondere hinreichende kaufmännische bzw. finanztechnische Kenntnisse sowie 
hinreichende Kenntnisse in den Bereichen Recht, Compliance und Corporate Governance. 
Schulungen/Qualifizierungen werden durch die Stadt Dortmund oder die Gesellschaft für das 
Überwachungsorgan entsprechend des vom Rat beschlossenen Schulungskonzepts zu Lasten der 
Stadt oder der Gesellschaft angeboten. 
 
6.2 Zusammensetzung 
6.2.1 Das Überwachungsorgan soll so zusammengesetzt sein, dass 

- die Mitglieder des Überwachungsorgans insgesamt über die zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung der Aufgaben des jeweiligen Überwachungsorgans erforderlichen Kenntnisse, 
Fähigkeiten und fachlichen Erfahrungen nach § 113 Abs. 6 GO NRW verfügen. 

- die ggf. bestehenden gesetzlichen Quoten, bzw. die freiwillig oder aufgrund gesetzlicher 
Verpflichtungen gesetzten internen Ziele zur Zusammensetzung, insbesondere hinsichtlich der 
Qualifikation und der gleichberechtigten Teilhabe der Geschlechter erreicht werden. 

 
Ab der am 01.11.2025 beginnenden Wahlperiode soll ein Frauenanteil von 50% auf der Anteilseignerseite 
in den Aufsichtsorganen angestrebt werden, mindestens aber soll der im Rat zu Beginn der 
Wahlperiode bestehende Frauenanteil in jedem Aufsichtsorgan abgebildet werden. Jede Fraktion trägt 
dafür Sorge, dass bei den von ihr Entsandten insgesamt mindestens der in der jeweiligen Fraktion 
bestehende Frauenanteil erreicht wird. Das eigenständige Besetzungsrecht der Fraktionen bleibt 
unberührt.  
 
Dem Überwachungsorgan sollen nur Mitglieder angehören, die 

- über die zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Aufgaben als Mitglied des 
Überwachungsorgans erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und fachlichen Erfahrungen 
verfügen und 
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- ausreichend Zeit für die Wahrnehmung des Mandats haben.  
 

Die auf Veranlassung der Stadt Dortmund gewählten oder entsandten Mitglieder des 
Überwachungsorgans sollen daher in der Regel nicht mehr als drei Mandate in Überwachungsorganen 
gleichzeitig wahrnehmen. Dabei können für eines der drei Mandate im Sinne des vorherigen Satzes ein 
Mandat im Überwachungsorgan eines Unternehmens, dessen Unternehmensgegenstand auf die 
Wahrnehmung von Holdingfunktionen für eine Konzernstruktur beschränkt ist, zusammen mit einem 
Mandat im Überwachungsorgan eines Tochterunternehmens dieses Unternehmens als ein Mandat 
gezählt werden. Das eigenständige Besetzungsrecht der Fraktionen bleibt unberührt. 
 
Mitglied eines Überwachungsorgans soll nicht sein, wer in einer geschäftlichen oder persönlichen 
Beziehung zu dem Unternehmen oder dessen Geschäftsführung steht, die einen wesentlichen und nicht 
nur vorübergehenden Interessenkonflikt begründet. 
 
Mitglieder eines Überwachungsorgans sollen keine Organfunktion oder Beratungsaufgaben bei 
wesentlichen Wettbewerbern des Unternehmens ausüben. 
 
6.2.2 Mitglieder eines Überwachungsorgans haben ihr Mandat persönlich auszuüben; sie dürfen ihre 
Aufgaben nicht durch andere wahrnehmen lassen. Für abwesende Mitglieder sollte, soweit nicht 
ohnehin gesetzlich vorgesehen, die Teilnahme an der Beschlussfassung durch Stimmbotschaft oder 
digitale Zuschaltung ermöglicht werden. 
 
Jedes Mitglied eines Überwachungsorgans achtet darauf, dass ihm für die Wahrnehmung seiner 
Mandate genügend Zeit zur Verfügung steht. Falls ein Mitglied eines Überwachungsorgans, das nicht 
die Arbeitnehmerschaft im Überwachungsorgan vertritt, in einem Geschäftsjahr an nicht mehr als der 
Hälfte der Sitzungen des Überwachungsorgans teilgenommen hat, soll dies im Bericht des 
Überwachungsorgans an die Anteilseignerversammlung vermerkt werden. 
 
6.2.3 Ehemalige Mitglieder der Geschäftsführung sollen nicht vor Ablauf von zwei Jahren seit 
Beendigung der Geschäftsführungstätigkeit in das Überwachungsorgan wechseln. 
 
6.2.4 Dem Überwachungsorgan können auch dann Vertretende der Beschäftigten angehören, wenn 
das Unternehmen die Schwellenwerte für die Mitbestimmungspflicht nach den gesetzlichen 
Vorschriften über die Beteiligung bzw. Mitbestimmung der Arbeitnehmerschaft (s. §§ 108a, 108b GO 
NRW) nicht erreicht. 
 
6.3 Vergütung 
Die Vergütung der Mitglieder des Überwachungsorgans wird durch Beschluss der 
Anteilseignerversammlung festgelegt. Der Rat der Stadt Dortmund weist die Mitglieder der Anteilseigner 
zu Beginn einer Wahlperiode an, in der jeweiligen Anteilseignerversammlung einheitliche 
Vergütungsregelungen umzusetzen. 
 
6.4 Interessenkonflikte 
6.4.1 Jedes Mitglied des Überwachungsorgans ist dem Unternehmensinteresse, das insbesondere 
durch den Unternehmensgegenstand und den Unternehmenszweck geprägt ist, verpflichtet. Es darf 
bei seinen Entscheidungen weder persönliche Interessen verfolgen noch Geschäftschancen, die dem 
Unternehmen zustehen, für sich nutzen. 
 
Jedes Mitglied eines Überwachungsorgans soll Interessenkonflikte, insbesondere solche, die aufgrund 
einer Beratung oder Organfunktion bei Kunden, Lieferanten, Kreditgebern oder sonstigen 
Geschäftspartnern entstehen können, dem Überwachungsorgan gegenüber unverzüglich offenlegen. 
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Das Überwachungsorgan soll in seinem Bericht an die Anteilseignerversammlung über aufgetretene 
Interessenkonflikte und deren Behandlung informieren. Wesentliche und nicht nur vorübergehende 
Interessenkonflikte in der Person eines Mitgliedes eines Überwachungsorgans sollen zur Beendigung 
des Mandates führen. 
 
6.4.2 Berater- und sonstige Dienstleistungs- und Werkverträge sollen mit einem Mitglied eines 
Überwachungsorgans mit dem Unternehmen für die Dauer des Mandats sowie den Zeitraum von 24 
Monaten nach Beendigung des Mandats nicht abgeschlossen werden. 
 
6.5 Sitzungen des Überwachungsorgans 
Das Überwachungsorgan soll in der Regel eine Sitzung im Kalendervierteljahr abhalten. 
 
Über die Sitzung des Überwachungsorgans soll eine Niederschrift gefertigt werden. Aus der 
Niederschrift sollen mindestens Ort und Tag der Sitzung, die Teilnehmenden, die Gegenstände der 
Tagesordnung, der wesentliche Gang der Verhandlungen sowie die Beschlüsse des Über-
wachungsorgans ersichtlich sein. Außerhalb einer Sitzung gefasste Beschlüsse des 
Überwachungsorgans sollen in der Niederschrift der darauffolgenden Sitzung des 
Überwachungsorgans festgehalten werden. 
 
7  Transparenz  
 
7.1 Entsprechenserklärung und Corporate Governance Bericht 
Geschäftsführung und Überwachungsorgan sollen jährlich über die Corporate Governance des 
Unternehmens berichten (Corporate Governance Bericht). Bestandteil des Berichts ist insbesondere 
die Erklärung, dass den Empfehlungen des PCGK in der jeweils geltenden Fassung entsprochen wurde 
und wird sowie welche Empfehlungen nicht angewendet wurden oder werden und warum nicht. 
Abweichungen von den Empfehlungen sind im Corporate Governance Bericht nachvollziehbar zu 
begründen. 
 
Der Corporate Governance Bericht soll auch 

- eine kurze Darstellung der Maßnahmen des Unternehmens im Sinne des Abschnitts 5.5 und 
- eine Darstellung der Entwicklung des Anteils an Frauen in Führungspositionen in der 

Geschäftsführung und den beiden Führungsebenen darunter und im Überwachungsorgan 
umfassen. 
Für die nach anderen Rechtsvorschriften, z.B. Handelsrecht, nachhaltigkeitsberichtspflichtige 
Unternehmen kann bei der Berichterstattung auf diesen Bericht Bezug genommen werden. 
 
Für Konzerne unter einheitlicher Leitung sollten die Organe der Muttergesellschaft die 
Entsprechenserklärung für die Konzernmutter und die unter ihrer einheitlichen Leitung stehenden 
Gesellschaften, die den Kodex anwenden sollen, zusammen abgeben. Weichen Konzernunternehmen 
von den Empfehlungen des PCGK ab, soll die Konzernmutter dies im Corporate Governance Bericht 
nachvollziehbar begründen. 
 
7.2 Angaben zur Vergütung der Mitglieder der Geschäftsführung und des Überwachungsorgans 
7.2.1 Im Corporate Governance Bericht muss die gewährte Vergütung jedes Mitglieds der 
Geschäftsführung im jeweiligen Berichtsjahr (einschließlich monetärer und nichtmonetärer 
Nebenleistungen, Zulagen und ähnlicher Zahlungen, Vergütungen und/oder 
Aufwandsentschädigungen für im Interesse des Unternehmens wahrgenommene Mandate in 
Überwachungsorganen anderer Unternehmen sowie in Zusammenhang mit der Tätigkeit als Mitglied 
der Geschäftsführung stehende Provisionen und ähnliche Leistungen Dritter) individualisiert, 
aufgegliedert nach den jeweiligen Vergütungskomponenten und unter Namensnennung in allgemein 
verständlicher Form dargestellt werden. Dies gilt auch für Leistungen, die dem Mitglied bzw. einem 
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früheren Mitglied der Geschäftsführung für den Fall der Beendigung seiner Tätigkeit zugesagt oder im 
Laufe des Geschäftsjahrs gewährt worden sind. 
 
Dazu muss das zuständige Unternehmensorgan bei der Neu- oder Wiederbestellung von Mitgliedern 
der Geschäftsführung die vertragliche Zustimmungserklärung dieser Mitglieder zur Offenlegung der 
Vergütung entsprechend den Anforderungen des PCGK und ggf. anwendbaren sonstigen Vorschriften 
unter Verzicht auf § 286 Abs. 4 HGB einholen. 
 
7.2.2 Die Vergütung jedes Mitglieds des Überwachungsorgans muss individualisiert und aufgegliedert 
nach den jeweiligen Vergütungskomponenten in allgemein verständlicher Form im Corporate 
Governance Bericht dargestellt werden. Dabei müssen auch die vom Unternehmen an die Mitglieder 
des Überwachungsorgans gezahlten Vergütungen oder gewährten Vorteile gesondert angegeben 
werden. 
 
7.3 Veröffentlichungen 
Vom Unternehmen veröffentlichte Unternehmensinformationen sollen für mindestens die auf die 
Abgabe folgenden fünf Geschäftsjahre über die Internetseite des Unternehmens zugänglich sein. 
Hierzu zählen neben dem Corporate Governance Bericht auch der um den Anhang erweiterte 
Jahresabschluss sowie der Lagebericht. 
 
8  Rechnungslegung und Abschlussprüfung 
 
8.1 Rechnungslegung 
8.1.1 Jahresabschlüsse und Konzernabschlüsse sowie Lageberichte und Konzernlageberichte werden in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs für 
Kapitalgesellschaften aufgestellt und nach diesen Vorschriften geprüft, soweit nicht anderslautende 
gesetzliche Vorschriften bestehen oder gesetzliche Vorschriften entgegenstehen. Die Regelung des § 
108 Abs. 1 Nr. 8 GO NRW kann genutzt werden. 
 
8.1.2 Der Jahresabschluss und Konzernabschluss sowie der Lagebericht und der Konzernlagebericht 
werden von der Geschäftsführung aufgestellt und vom Überwachungsorgan mit dem Prüfungsbericht 
der Abschlussprüfenden geprüft. 
 
8.2 Abschlussprüfung  
8.2.1 Die Anteilseignerversammlung soll, sofern sie nicht aufgrund gesetzlicher Bestimmungen ohnehin 
dafür zuständig ist, über die Auswahl und Bestellung der Abschlussprüfenden entscheiden. Über die 
Auswahl und Bestellung des Konzernabschlussprüfenden soll die Anteilseignerversammlung des 
Mutterunternehmens entscheiden. Das Überwachungsorgan soll jeweils einen – ggf. auf die 
Empfehlung des Prüfungsausschusses gestützten – Vorschlag an die Anteilseignerversammlung für die 
Auswahl der Abschlussprüfenden abgeben. 
 
8.2.2 Die Auswahl der Abschlussprüfenden soll im Wege eines wettbewerblichen Verfahrens erfolgen. 
Sofern nicht aufgrund Gesetzes, Gesellschaftsvertrages bzw. Satzung oder sonstiger relevanter 
Regelungen strengere Vorgaben für die Auftragsvergabe anzuwenden sind, sollen zumindest drei 
Angebote eingeholt werden. 
 
8.2.3 Vor Unterbreitung des Wahlvorschlags soll das Überwachungsorgan bzw. der Prüfungsausschuss 
eine Erklärung der vorgesehenen Abschlussprüfenden einholen, ob und gegebenenfalls welche 
geschäftlichen, finanziellen, persönlichen oder sonstigen Beziehungen zwischen den 
Abschlussprüfenden und den Organen einerseits und dem Unternehmen und seinen Organmitgliedern 
andererseits bestehen, die Zweifel an dessen Unabhängigkeit begründen können. Die Erklärung soll sich 
auch darauf erstrecken, in welchem Umfang im vorangegangenen Geschäftsjahr andere Leistungen 
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für das Unternehmen, insbesondere Leistungen, die nach § 319 Abs. 3 und 4 HGB zu einem Ausschluss 
von der Abschlussprüfung führen können, oder Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe a der 
Verordnung Nr. 537/2014/EU für Unternehmen von öffentlichem Interesse nicht erbracht werden dürften, 
erbracht wurden bzw. für das folgende Jahr vereinbart sind. Die Erklärung der vorgesehenen 
Abschlussprüfenden soll zu den Geschäftsakten genommen werden. 
 
8.2.4 Sofern nicht ohnehin nach Gesetz zuständig soll das Überwachungsorgan den 
Abschlussprüfenden den Prüfungsauftrag erteilen. Dabei soll es mit Abschlussprüfenden vereinbaren, 
dass der Vorsitz des Überwachungsorgans bzw. des Prüfungsausschusses im Falle folgender 
Feststellungen unverzüglich unterrichtet wird: 

 
- über während der Prüfung auftretende mögliche Ausschluss- oder Befangenheitsgründe, 

soweit diese nicht unverzüglich beseitigt werden, 
- über alle für die Aufgaben des Überwachungsorgans wesentlichen Feststellungen und Vor-

kommnisse, die sich bei der Durchführung der Abschlussprüfung ergeben, und 
- wenn Tatsachen vorliegen, die eine Unrichtigkeit der Entsprechenserklärung der 

Geschäftsführung und des Überwachungsorgans zum PCGK ergeben 
 
Für Feststellungen im Sinne des zweiten Spiegelstrichs soll zudem mit den Abschlussprüfenden 
vereinbart werden, dass diese im Prüfungsbericht vermerkt werden. 
 
Bei Unternehmen ohne Überwachungsorgan sollen mit den Abschlussprüfenden entsprechende 
Berichts- und Informationspflichten an die Anteilseignerversammlung vereinbart werden. 
 
8.2.5 Der Prüfauftrag an die Abschlussprüfenden soll auch die Prüfung nach § 53 HGrG (einschließlich 
der Prüfung des Bezügeberichts) sowie die Prüfung, ob die Erklärung zum PCGK abgegeben und der 
Corporate Governance Bericht der vorangegangenen fünf Geschäftsjahre auf der Internetseite des 
Unternehmens veröffentlicht ist, umfassen. Zudem sollen geeignete Prüfungsschwerpunkte festgelegt 
werden. 
 
8.2.6 Die Abschlussprüfenden sollen, sofern dies nicht aufgrund gesetzlicher Bestimmungen ohnehin 
gefordert ist, an den Beratungen des Überwachungsorgans bzw., soweit ein solcher eingerichtet ist, des 
Prüfungsausschusses über den Jahres- bzw. Konzernabschluss teilnehmen und über die wesentlichen 
Ergebnisse ihrer bzw. seiner Prüfung berichten 
 
8.2.7 Ein Wirtschaftsprüfungsunternehmen, das den Jahresabschluss eines Unternehmens prüft, soll 
nicht gleichzeitig mit Beratungsaufträgen für dasselbe Unternehmen beauftragt werden. In 
begründeten Ausnahmefällen kann das Überwachungsorgan Ausnahmen zulassen. Über 
Ausnahmefälle soll in der Erklärung zur Unternehmensführung berichtet werden 
 
8.2.8 Soweit ein begründeter Ausnahmefall von der Trennung von Prüfungs- und Beratungsleistungen 
vorliegt, soll das Gesamthonorar des Wirtschaftsprüfungsunternehmens aufgeschlüsselt nach 
Abschlussprüfungsleistungen, Steuerberatungsleistungen und anderen Beratungsleistungen im 
Anhang zum Jahresabschluss bzw. Konzernabschluss angegeben werden 
 
8.2.9 Nach der Prüfung von fünf aufeinanderfolgenden Jahresabschlüssen eines Unternehmens soll der 
Prüfungsauftrag neu ausgeschrieben werden. Das bisherige Wirtschaftsprüfungsunternehmen soll sich 
nur in besonders begründeten Fällen wieder an der Vergabe beteiligen können. Soweit das bisherige 
Wirtschaftsprüfungsunternehmen den Prüfungsauftrag erhält, sollen die Prüfungsleitenden 
ausgetauscht werden. Die bisherigen prüfenden Personen sollen vom Prüfverfahren ausgeschlossen 
sein. 


